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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2012 Ausgegeben und versendet am 10. Jänner 2012 1. Stück 

1.  Gesetz vom 20. Oktober 2011, mit dem die Gemeindewahlordnung 1992 geändert wird (Gemeinde-
wahlordnungsnovelle 2011) (XX. Gp. RV 297 AB 318) 

2.  Gesetz vom 20. Oktober 2011, mit dem das Burgenländische Veranstaltungsgesetz geändert wird 
 (XX. Gp. RV 301 AB 328) 
3.  Gesetz vom 17. November 2011, mit dem das Burgenländische Jugendschutzgesetz 2002 geändert 

wird (XX. Gp. RV 343 AB 348) 
 

 
 
 
 

1. Gesetz vom 20. Oktober 2011, mit dem die Gemeindewahlordnung 1992 geändert wird 
(Gemeindewahlordnungsnovelle 2011) 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, LGBl. Nr. 54, in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 14/2008, wird wie folgt geändert: 

1. § 18 lautet: 

„§ 18 

Ausschluss vom Wahlrecht 

(1) Wer durch ein inländisches Gericht wegen einer 

 1. nach dem 14., 15., 16., 17., 18., 24. oder 25. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafgesetz-
buches - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010, 
strafbaren Handlung, 

 2. strafbaren Handlung gemäß §§ 278a bis 278e StGB, 

 3. strafbaren Handlung gemäß dem Verbotsgesetz 1947, StGBl. Nr. 13/1945, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1992, 

 4. in Zusammenhang mit einer Wahl, einer Volksabstimmung, einer Volksbefragung, einem Volks-
begehren oder einer Europäischen Bürgerinitiative begangenen strafbaren Handlung nach dem 
22. Abschnitt des Besonderen Teils des StGB 

zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer sonsti-
gen mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe 
von mehr als fünf Jahren rechtskräftig verurteilt wird, kann vom Gericht (§ 446a Strafprozeßordnung 
1975, BGBl. Nr. 631/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2011) unter Zugrundele-
gung der Umstände des Einzelfalls vom Wahlrecht zum Gemeinderat und zum Bürgermeister ausge-
schlossen werden. 

(2) Der Ausschluss beginnt mit Rechtskraft des Urteils und endet, sobald die Strafe vollstreckt und 
die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; ist 
die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so endet der Ausschluss mit der Rechts-
kraft des Urteils. Fällt das Ende des Ausschlusses vom Wahlrecht in die Zeit nach dem Stichtag, so kann 
bis zum Ende des Einsichtszeitraumes (§ 21 Abs. 1) die Aufnahme in das Wählerverzeichnis begehrt 
werden.“
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2. § 19 lautet: 

„§ 19 

Wählbarkeit 

(1) Zum Gemeinderat wählbar sind alle Frauen und Männer, die die österreichische Staatsbürger-
schaft besitzen oder Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, die am 
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, vom Wahlrecht oder von der Wählbarkeit nicht ausge-
schlossen sind (§§ 18 und 19a) und in der Gemeinde ihren Wohnsitz (§ 17) haben. Für Angehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union gilt die Wahlberechtigung nur, sofern sie nach den Bestimmun-
gen des Burgenländischen Wählerevidenz-Gesetzes, LGBl. Nr. 5/1996, in der jeweils geltenden Fassung, 
in die Gemeinde-Wählerevidenz eingetragen sind. 

(2) Ob die Voraussetzungen der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Eintragung von Angehöri-
gen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die Gemeinde-Wählerevidenz, des Nicht-
ausschlusses vom Wahlrecht und des Wohnsitzes vorliegen, ist nach dem Stichtag (§ 3) zu beurteilen. Für 
die Eintragung von Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die Gemeinde-
Wählerevidenz ist die im vorangegangenen Satz genannte Voraussetzung für den Stichtag dann erfüllt, 
wenn sie spätestens am Stichtag einen Antrag gemäß § 3 Abs. 1 zweiter Satz des Burgenländischen Wäh-
lerevidenz-Gesetzes eingebracht haben. 

(3) Bewerber für die Wahl zum Gemeinderat, die die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besit-
zen und Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union sind, haben im Zuge der Ein-
bringung der Wahlvorschläge (§ 31) zudem schriftlich zu erklären, dass sie in ihrem Herkunftsmit-
gliedstaat ihre Wählbarkeit bei Kommunalwahlen nicht verloren haben. Hegt die Gemeindewahlbehörde 
Zweifel am Inhalt einer solchen Erklärung, so kann sie den betreffenden Bewerber auffordern, eine Be-
scheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, in der 
bestätigt wird, dass er in diesem Mitgliedstaat seine Wählbarkeit bei Kommunalwahlen nicht verloren hat 
oder dass dieser Behörde ein solcher Verlust nicht bekannt ist. 

(4) Zum Bürgermeister wählbar sind alle nach Abs. 1 wählbaren Männer und Frauen, die die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besitzen.“ 

3. Nach dem § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 

„§ 19a 

Ausschluss von der Wählbarkeit 

(1) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen einer oder 
mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe 
rechtskräftig verurteilt worden ist. Dieser Ausschluss endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald 
die Strafe vollstreckt ist und die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen voll-
zogen oder weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so be-
ginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 

(2) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen ausgeschlossen, sind 
die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle Rechtsfolgen nachgesehen worden, so ist er 
auch von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen. Der Ausschluss von der Wählbarkeit tritt ferner nicht ein, 
soweit das Gericht die Strafe bedingt nachgesehen hat. Wird die bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt 
mit dem Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wählbarkeit ein.“ 

4. § 21 Abs. 1 lautet: 

„(1) Am 14. Tag nach dem Stichtag hat die Gemeinde das Wählerverzeichnis in einem allgemein 
zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraums von zehn Tagen während der Amtsstunden zur allge-
meinen Einsichtnahme aufzulegen, wobei auch an Samstagen für mindestens zwei Stunden Gelegenheit 
zur Einsichtnahme geboten werden muss. An Sonn- und Feiertagen kann die Ermöglichung der Einsicht-
nahme unterbleiben.“ 

5. In § 23 Abs. 1 und § 30b Abs. 1 wird jeweils nach dem Wort „mündlich“ die Wortfolge „durch persön-
liches Erscheinen“ eingefügt. 

6. In § 24 Abs. 1 wird das Zitat „BGBl. I. Nr. 10/2004“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 111/2010“ ersetzt. 
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7. In § 25 Abs. 3 wird das Wort „vier“ durch die Zahl „11“ ersetzt. 

8. Nach § 30b Abs. 1 erster Satz wird folgender Satz eingefügt: 

„Die mündliche Antragstellung ist in einem Aktenvermerk zu dokumentieren.“ 

9. Nach § 30b Abs. 3 zweiter Satz werden folgende Sätze eingefügt: 

„Gleichzeitig ist dem Antragsteller ein Überkuvert für die Rücksendung der Wahlkarte auszufolgen.  
Nähere Bestimmungen über die Form und Größe des Überkuverts sowie die Gestaltung der Aufdrucke 
sind durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.“ 

10. Nach dem § 30b wird folgender § 30c eingefügt: 

„§ 30c 

Ausfolgung oder Übermittlung der Wahlkarten 

(1) Wahlkarten können vom Antragsteller oder einer von ihm bevollmächtigten Person persönlich 
abgeholt werden. Bevollmächtigte haben sich durch eine schriftliche, auf ihren Namen lautende Voll-
macht auszuweisen. Im Fall der persönlichen Übernahme der Wahlkarte hat der Übernehmer eine Über-
nahmebestätigung zu unterfertigen. Ist er dazu nicht in der Lage, so ist hierüber ein Aktenvermerk anzu-
fertigen. Eine vorgelegte Vollmacht ist in Kopie der Übernahmebestätigung oder dem Aktenvermerk 
anzuschließen. Der Antragsteller ist über die persönliche Ausfolgung der Wahlkarte schriftlich zu ver-
ständigen. Die Verständigung hat zu beinhalten, wann und an wen die Wahlkarte ausgefolgt wurde und 
diese ist auf dem Postweg zu eigenen Handen zuzustellen. 

(2) Wird die Wahlkarte nicht persönlich ausgefolgt, so ist sie durch Boten oder auf dem Postweg 
ausschließlich zu eigenen Handen zuzustellen. Als Boten dürfen ausschließlich Bedienstete der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbands eingesetzt werden. Im Fall der Übermittlung der Wahlkarte durch Boten hat 
der Übernehmer eine Übernahmebestätigung zu unterfertigen. Ist er dazu nicht in der Lage, so ist hierüber 
ein Aktenvermerk anzufertigen. Bei Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstalten ist die Wahlkarte mit dem 
Vermerk „Nicht an Postbevollmächtigte“ zu versehen. 

(3) Aktenvermerke, Übernahmebestätigungen, Kopien von Vollmachten und Zustellnachweise ge-
mäß den § 30b Abs. 1 und § 30c Abs. 1 und 2 sind von der Gemeinde bis zur Unanfechtbarkeit der Wah-
len unter Verschluss zu verwahren.“ 

11. In § 31 Abs. 4 Z 2  wird nach dem Wort „Familien-“ die Wortfolge „oder Nachnamens“ eingefügt. 

12. In § 31 Abs. 4 Z 3 sowie in den Anlagen 1 und 2 wird nach dem Wort „Familien-“ jeweils die Wortfol-
ge „oder Nachname“ eingefügt. 

13. In den § 38 Abs. 3 Z 2 und § 57 Abs. 5 wird nach dem Wort „Familien-“ jeweils die Wortfolge „oder 
Nachnamen“ eingefügt. 

14. § 55a Abs. 2 und 3 lautet: 

„(2) Hiezu hat der Wähler den von ihm ausgefüllten amtlichen Stimmzettel für die Wahl des Ge-
meinderates und des Bürgermeisters in das Wahlkuvert zu legen und dieses unverschlossen in die Wahl-
karte zu legen. Sodann hat er auf der Wahlkarte durch eigenhändige Unterschrift eidesstattlich zu erklä-
ren, dass er den amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat. An-
schließend ist die Wahlkarte zu verschließen und so rechtzeitig an die zuständige Gemeinde zu über-
mitteln, dass die Wahlkarte dort spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag bis 14 Uhr einlangt. Aus der 
Wahlkarte mit der eidesstattlichen Erklärung hat die Identität des Wählers hervorzugehen. Die Kosten für 
eine Übermittlung der Wahlkarte mittels des ausgefolgten Überkuverts an die zuständige Gemeinde im 
Postweg hat das Land zu tragen. 

(3) Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl ist nichtig, wenn 

 1. die eidesstattliche Erklärung nicht abgegeben oder nachweislich nicht vom Wahlberechtigten 
abgegeben wurde, 

 2. die Prüfung auf Unversehrtheit ergeben hat, dass die Wahlkarte derart beschädigt ist, dass ein 
vorangegangenes missbräuchliches Entnehmen oder Zurücklegen des inliegenden Wahlkuverts 
nicht ausgeschlossen werden kann, oder 

 3. die Wahlkarte nicht spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag bis 14 Uhr bei der zuständigen 
Gemeinde eingelangt ist.“ 
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15. In den § 57 Abs. 3, § 73 Abs. 1 und 3 und § 81 Abs. 1 sowie in den Anlagen 5 und 7 wird nach dem 
Wort „Familiennamen“ die Wortfolge „oder Nachnamen“ eingefügt. 

16. In § 95 Abs. 2 wird die Wortfolge „für die Ausstellung der Wahlkarten die §§ 30a und 30b“ durch die 
Wortfolge „für die Ausstellung der Wahlkarten sowie für die Ausfolgung und Übermittlung der Wahl-
karten die §§ 30a bis 30c“ ersetzt. 

17. In § 110 wird folgender Abs. 5 eingefügt: 

„(5) Die §§ 18, 19, 19a , 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1, § 24 Abs. 1, § 25 Abs. 3, § 30b Abs. 1 und 3,  
§§ 30c, 31 Abs. 4 Z 2 und 3, § 38 Abs. 3 Z 2, § 55a Abs. 2 und 3, § 57 Abs. 3 und 5, § 73 Abs. 1 und 3,  
§ 81 Abs. 1, § 95 Abs. 2 sowie die Änderungen in den Anlagen 1, 2, 5 und 7 in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 1/2012 treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft. 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 
 
 
 

2. Gesetz vom 20. Oktober 2011, mit dem das Burgenländische Veranstaltungsgesetz 
geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Veranstaltungsgesetz, LGBl. Nr. 2/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 59/2011, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird vor der Wortfolge „der Teilnehmer“ die Wortfolge „der Teilnehmerinnen und“ ein-
gefügt und die Wortfolge „Aufstellung und der Betrieb von jenen Spielapparaten,“ wird durch die Wort-
folge „Aufstellung und der Betrieb von jenen Spielautomaten,“ ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 4 Z 7 wird nach dem Beistrich die Wortfolge „Billardtischen, Fußballtischen, Kegel- und 
Bowlingbahnen und Automaten, die ihrer Art und Funktion nach ausschließlich der Unterhaltung von 
nicht schulpflichtigen Kindern dienen,“ angefügt. 

3. § 2 lautet: 

„§ 2 

Veranstalterin oder Veranstalter 

Veranstalterin oder Veranstalter im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche oder juristische Person 
oder eingetragene Personengesellschaft, die eine Veranstaltung abhält, oder öffentlich oder der Behörde 
gegenüber als Veranstalterin oder Veranstalter auftritt sowie jede Bewilligungsinhaberin von Glücks-
spielautomaten gemäß § 8b. Im Zweifel hat als Veranstalterin oder Veranstalter zu gelten, wer über die 
Veranstaltungsstätte, die Betriebsräumlichkeit mit Einzelaufstellung oder den Automatensalon verfü-
gungsberechtigt ist.“ 

4. In § 3 Z 6 wird der Satzpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7 angefügt: 

 „7. Aufstellung sowie Betrieb von Glücksspielautomaten.“ 

5. § 5 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Bewilligung kann natürlichen oder juristischen Personen sowie eingetragenen Personenge-
sellschaften erteilt werden.“ 

6. § 5 Abs. 2 Z 1 lautet: 

 „1. wenn ein Ausschlussgrund nach § 13 Gewerbeordnung 1994 vorliegt oder“ 
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7. § 5 Abs. 3 lautet: 

„(3) Juristischen Personen oder eingetragenen Personengesellschaften darf die Bewilligung nur er-
teilt werden, wenn sie hiefür eine verantwortliche Person bestellt haben, die den Erfordernissen des 
Abs. 2 entspricht.“ 

8. In § 7 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Verweis auf § 3 das Zitat „Z 1 bis 6“ eingefügt. 

9. In § 8 wird im Einleitungssatz nach dem Wort „Bewilligung“ die Wortfolge „für Veranstaltungen ge-
mäß § 3 Z 1 bis 6“ eingefügt. 

10. Der III. bis X. Abschnitt erhält die Abschnittsbezeichnung „IV. Abschnitt“, „V. Abschnitt“, „VI. Ab-
schnitt“, „VII. Abschnitt“, „VIII. Abschnitt“, „IX. Abschnitt“, „X. Abschnitt“ und „XI. Abschnitt“; der 
III. Abschnitt (neu) lautet wie folgt: 

„III. Abschnitt 

Glücksspielautomaten und Automatensalons 

§ 8a 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Landesgesetzes sind: 

 1. Spielautomaten: Vorrichtungen, die zur Durchführung von Spielen bestimmt sind und durch den 
Einsatz einer vermögenswerten Leistung betrieben werden; 

 2. Geschicklichkeitsautomaten: Spielautomaten, 

 a) bei denen bei Erreichen eines bestimmten Spielerfolgs keine Gewinne ausbezahlt oder ausge-
folgt werden, 

 b) die nur der Erprobung der Geschicklichkeit dienen und 

 c) bei denen der Spielerfolg nicht ausschließlich oder nicht vorwiegend vom Zufall abhängt, 

Freispiele, die beim Betrieb solcher Geschicklichkeitsautomaten erzielt werden, gelten nicht als 
Gewinn; 

 3. Glücksspiel: Spiel, bei dem die Entscheidung über das Spielergebnis ausschließlich oder vorwie-
gend vom Zufall abhängt; 

 4. Ausspielung: Glückspiel, das eine Unternehmerin oder ein Unternehmer veranstaltet, organisiert, 
anbietet oder zugänglich macht, bei dem eine vermögenswerte Leistung in Zusammenhang mit 
der Teilnahme am Glücksspiel erbracht (Einsatz) und eine vermögenswerte Leistung in Aussicht 
gestellt (Gewinn) wird, sofern es sich nicht um eine Warenausspielung gemäß § 4 Abs. 3 des 
Glücksspielgesetzes handelt; 

 5. Ausspielung mit Glücksspielautomaten: die Entscheidung über das Spielergebnis erfolgt nicht 
zentralseitig, sondern durch eine mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspiel-
automaten selbst; 

 6. Automatensalon: ortsfeste öffentlich zugängliche Betriebsstätte mit mindestens 10 und höchstens 
20 bewilligten Glücksspielautomaten; 

 7. Vertragspartnerin oder Vertragspartner: Person, in deren Betriebsräumlichkeiten eine Einzelauf-
stellung von Glücksspielautomaten erfolgt; 

 8. Betriebsräumlichkeiten: Räumlichkeiten, für die eine aufrechte Betriebsanlagengenehmigung für 
die Ausübung der Gastgewerbeberechtigung vorliegt; 

 9. Einzelaufstellung: Aufstellung und der Betrieb von bis zu drei Glücksspielautomaten in dersel-
ben Betriebsräumlichkeit. 

§ 8b 

Ausspielbewilligung 

(1) Die Ausspielung mit Glücksspielautomaten darf nur mit Bewilligung der Landesregierung erfol-
gen. Dabei darf einer Bewilligungswerberin nur jeweils eine der nachfolgenden Bewilligungen zum Auf-
stellen und Betrieb von Glücksspielautomaten im Bundesland Burgenland erteilt werden: 

 1. eine Bewilligung für 110 Glücksspielautomaten in Automatensalons gemäß § 8a Z 6, 

 2. zwei Bewilligungen für je 63 Glücksspielautomaten in Einzelaufstellung gemäß § 8a Z 9. 
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(2) Eine Bewilligung nach Abs. 1 darf nur einer juristischen Person erteilt werden, die 

 1. eine Kapitalgesellschaft mit einem Aufsichtsrat ist, 

 2. keine Gesellschafter hat, die über einen beherrschenden Einfluss verfügen und durch deren Ein-
fluss eine Zuverlässigkeit in ordnungspolitischer Hinsicht nicht gewährleistet ist, 

 3. über ein eingezahltes Stamm- oder Grundkapital von mindestens 8 000 Euro je betriebsberech-
tigtem Glücksspielautomaten verfügt, wobei die rechtmäßige Mittelherkunft in geeigneter Art 
und Weise nachzuweisen ist und die Mittel mit einem Haftungsbetrag von zumindest 20 % des 
Mindeststamm - oder Mindestgrundkapitals sicher zu stellen sind, 

 4. eine oder mehrere Geschäftsleiterinnen oder einen oder mehrere Geschäftsleiter bestellt, die auf 
Grund entsprechender Vorbildung fachlich geeignet sind, über die für den ordnungsgemäßen Ge-
schäftsbetrieb erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen verfügen und gegen die kein Aus-
schließungsgrund nach § 13 Gewerbeordnung 1994 vorliegt, 

 5. keine Konzernstruktur aufweist, die eine wirksame Aufsicht über die Bewilligungsinhaberin 
verhindert, 

 6. Maßnahmen, die gemäß § 2 Abs. 3 GSpG eine über einen Zentralcomputer vernetzt durchgeführ-
te Abrechnung von Glücksspielautomaten und die Sicherstellung der verpflichtenden elektroni-
schen Anbindung an die Bundesrechenzentrum GmbH ermöglichen, 

 7. ein Konzept über die Schulung der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im Umgang mit Spielsucht 
und über die Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Spielerschutzeinrichtungen vorweist, 

 8. ein Konzept über die Einrichtung eines Warnsystems mit abgestuften Spielerschutzmaßnahmen 
von der Spielinformation bis zur Spielersperre abhängig vom Ausmaß der Besuche der Spielerin 
oder des Spielers in den Automatensalons sowie in Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung 
vorlegt sowie 

 9. ein Entsenderecht der Bundesministerin oder des Bundesministers für Finanzen für einen Staats-
kommissär und dessen Stellvertreter mit Kontrollrechten im Sinne von § 76 des Bankwesenge-
setzes, BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 118/2010, vorsieht. 

(3) Die Bewilligung ist schriftlich mit Bescheid zu erteilen, wobei eine Bewilligungswerberin, wel-
cher eine Bewilligung erteilt wird, jeweils nur eine der insgesamt drei Ausspielbewilligungen erhalten 
darf. Sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen sein, wenn dies im öffentlichen Interesse gelegen 
ist und insbesondere der Sicherung der Entrichtung der Abgaben, der Einhaltung der Bestimmungen über 
den Spielerschutz, der Geldwäschevorbeugung sowie der Aufsicht dient. Im Bewilligungsbescheid ist 
insbesondere festzusetzen: 

 1. die Dauer der Bewilligung, welche mit höchstens 10 Jahren zu begrenzen ist, 

 2. die Höhe und Art der zu leistenden Sicherstellung, 

 3. die Bezeichnung und die Art der Durchführung der Glücksspiele, die in Automatensalons oder in 
Einzelaufstellung betrieben werden dürfen, 

 4. die Anzahl der zulässigen Glücksspielautomaten einschließlich der Frist für ihre Aufstellung, 

 5. die Einhaltung der Maßnahmen zum Spielerschutz, der Geldwäschevorbeugung und der Aufsicht 
und 

 6. eine Betriebspflicht im Sinne des Abs. 6. 

(4) Bei der Anzahl der zulässigen Glücksspielautomaten gemäß Abs. 3 Z 4 darf ein höchstzulässiges 
Verhältnis von einem Glücksspielautomaten pro 1 200 Einwohnerinnen und Einwohner im gesamten 
Bundesland Burgenland nicht überschritten werden. Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner des 
gesamten Bundeslandes Burgenland bestimmt sich nach dem für den jeweiligen Finanzausgleich von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich zuletzt festgestellten und kundgemachten Ergebnis der Statistik des 
Bevölkerungsstandes oder der Volkszählung zum Stichtag 31. Oktober, wobei das zuletzt kundgemachte 
Ergebnis zum Zeitpunkt der Erteilung der Bewilligung maßgeblich ist. 

(5) Treten mehrere Bewilligungswerberinnen, welche die Voraussetzungen nach Abs. 2 erfüllen, 
gleichzeitig auf, so hat die Landesregierung derjenigen Bewilligungswerberin den Vorzug zu geben, wel-
che die Voraussetzungen nach Abs. 2 Z 4, 5, 7, 8 und 9 am besten erfüllt. Hiefür ist von der Landesregie-
rung eine Bewertungskommission einzurichten, wobei alle Mitglieder derselben von der Landesregierung 
durch kollegiale Beschlußfassung im Sinne des § 2 der Geschäftsordnung der Burgenländischen Landes-
regierung zu bestellen sind. Die Bewertungskommission besteht aus fünf Mitgliedern, wobei zwei Mit-
glieder der Abteilung 5 - Anlagenrecht, Umweltschutz und Verkehr, ein Mitglied der Abteilung 3 - Fi-
nanzen und Buchhaltung und ein Mitglied der Landesamtsdirektion - Stabstelle Generalsekretariat des 
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Amtes der Burgenländischen Landesregierung angehören müssen. Als weiteres Mitglied ist ein Experte 
aus dem Bereich des Vergaberechts zu bestellen. 

(5a) Die Bewertungskommission beschließt bei Anwesenheit aller Mitglieder mit einfacher Mehrheit 
ihre Geschäftsordnung. Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen ebenso der Anwesenheit aller Mit-
glieder und der einfachen Mehrheit der Stimmen. 

(6) Die Bewilligungsinhaberin ist verpflichtet, die bewilligten Ausspielungen gemäß § 2 Abs. 3 
GSpG ununterbrochen und unter vollständiger Aufstellung aller bewilligten Glücksspielautomaten durch-
zuführen. Bei Verzicht auf die erteilte Bewilligung oder Zurücklegung der Bewilligung nach Beginn der 
Betriebsaufnahme hat die Bewilligungsinhaberin die Ausspielung mit Glückspielautomaten während 
einer von der Landesregierung mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Die 
Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf eine neue Bewilligungsinhaberin die Ausspielung mit 
Glückspielautomaten durchführen kann. 

(7) Die Bewilligungsinhaberin hat bei ihren Werbeauftritten einen verantwortungsvollen Maßstab zu 
wahren. Die Einhaltung dieses verantwortungsvollen Maßstabes ist in Zusammenarbeit der Landesbehör-
den mit dem Bundesministerium für Finanzen ausschließlich im Aufsichtswege zu überwachen und nicht 
dem Klagswege nach §§ 1 ff UWG zugänglich. Abs. 1 Satz 1 stellt kein Schutzgesetz im Sinne des 
§ 1311 ABGB dar. 

(8) Die Landesregierung hat die Bundesministerin oder den Bundesminister für Finanzen von jedem 
Verfahren über die Vergabe einer Ausspielbewilligung bei Abschluss des Verfahrens unverzüglich zu 
verständigen. 

§ 8c 

Herstellung des gesetzmäßigen Zustands 

(1) Liegen nach Erteilung der Bewilligung die Voraussetzungen gemäß § 8b Abs. 2 nicht mehr vor 
oder verletzt die Bewilligungsinhaberin Bestimmungen dieses Abschnitts oder die im Bewilligungs-
bescheid vorgeschriebenen Auflagen, so hat die Landesregierung 

 1. der Bewilligungsinhaberin unter Androhung einer Zwangsstrafe aufzutragen, den entsprechenden 
Zustand binnen jener Frist herzustellen, die im Hinblick auf die Erfüllung ihrer Aufgaben und im 
Interesse der Spielerinnen oder Spieler angemessen ist; 

 2. im Wiederholungsfall der zuständigen Geschäftsleiterin oder dem zuständigen Geschäftsleiter 
der Bewilligungsinhaberin die Geschäftsleitung ganz oder teilweise zu untersagen; 

 3. die Bewilligung zu entziehen, wenn andere Maßnahmen nach diesem Abschnitt die Funktionsfä-
higkeit der Spieldurchführung nicht sicherstellen können. 

(2) Bei Verstoß einer Bewilligungsinhaberin gegen die in diesem Abschnitt genannten Verpflich-
tungen oder gegen die Auflagen im Bewilligungsbescheid sowie gegen die Verpflichtungen aus der elek- 
tronischen Datenübermittlung kann die Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen einen 
Antrag auf die Verhängung von Sanktionen im Sinne des Abs. 1 an die Landesregierung stellen. 

(3) Werden Mängel bei einem Automatensalon oder einer Betriebsräumlichkeit für Glücksspiel-
automaten bei Einzelaufstellung festgestellt, hat die Behörde mit Bescheid der Eigentümerin oder dem 
Eigentümer oder der oder dem Verfügungsberechtigten des Automatensalons oder der Betriebsräumlich-
keit aufzutragen, diese Mängel zu beheben oder - wenn erforderlich - den Automatensalon oder Auf-
stellungsraum bis zur Behebung der Mängel zu sperren. Die Besucherinnen oder Besucher haben die 
getroffenen Anordnungen zu befolgen, insbesondere bei Beendigung oder Untersagung oder bei Sperre 
den Automatensalon oder die Betriebsräumlichkeit für Glücksspielautomaten bei Einzelaufstellung sofort 
zu verlassen. Bei Nichtbefolgung sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes befugt, in Aus-
übung unmittelbaren Zwanges das Verlassen des Automatensalons oder der Betriebsräumlichkeit für 
Glücksspielautomaten durchzusetzen. 

§ 8d 

Erlöschen der Ausspielbewilligung 

(1) Die Bewilligung erlischt 

 1. durch Ablauf der Bewilligungsdauer oder 

 2. durch Zurücklegung der oder Verzicht auf die Bewilligung nach Ablauf der aufgrund des § 8b 
Abs. 6 gesetzten Frist oder 

 3. durch Beendigung der Rechtsform der Bewilligungsinhaberin oder 

 4. durch Zurücknahme der Bewilligung durch die Bewilligungsbehörde. 
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(2) In den Fällen der Z 3 und 4 hat die Bewilligungsinhaberin die Ausspielung mit Glückspielauto-
maten während einer von der Landesregierung mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu 
betreiben. 

§ 8e 

Automatensalons 

(1) Bei Ausspielungen mit Glücksspielautomaten in Automatensalons ist unbeschadet sonstiger Be-
willigungen eine Standortbewilligung der Landesregierung nach § 8f für jeden einzelnen Automatensalon 
erforderlich. 

(2) Automatensalons mit mehr als 15 Glücksspielautomaten müssen zum Standort einer Spielbank 
im Sinne des Glücksspielgesetzes mindestens 15 Kilometer Luftlinie entfernt sein; zudem dürfen im Um-
kreis von 300 Metern oder in Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner von 150 
Metern Luftlinie eines Automatensalons mit mehr als 15 Glücksspielautomaten keine weiteren Automa-
tensalons mit mehr als 15 Glücksspielautomaten eröffnet werden; schließlich muss zwischen Automa-
tensalons derselben Bewilligungsinhaberin jedenfalls ein Mindestabstand von 100 Metern Gehweg einge-
halten werden. Die Einwohnerzahl der Gemeinden richtet sich nach dem von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich kundgemachten Ergebnis der letzten Volkszählung. 

(3) Die Entfernung des Standortes eines Automatensalons von Kindergärten, Schulen, Horten, Ju-
gendheimen und Jugendzentren muss mehr als 200 Meter Luftlinie (gemessen von der Mitte der Ein- und 
Ausgänge) betragen. Die Bewilligungswerberin hat die Einhaltung des erforderlichen Abstands mit einem 
technischen Gutachten nachzuweisen. 

(4) Automatensalons dürfen nur in gekennzeichneten Gebäuden oder in einem als Automatensalon 
gekennzeichneten vom übrigen Gebäude räumlich getrennten Bereich des Gebäudes in der Anzahl von 
mindestens 10 und höchstens 20 Glücksspielautomaten betrieben werden. 

§ 8f 

Bewilligung des Standorts für Automatensalons 

(1) Eine Standortbewilligung für einen Automatensalon kann nur einer Inhaberin einer Ausspiel-
bewilligung erteilt werden. 

(2) Der Antrag auf Bewilligung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 1. Name und Anschrift der zuständigen Geschäftsleiterin oder des zuständigen Geschäftsleiters, 

 2. die Anschrift des Standorts sowie der Nachweis, dass keine Bestimmungen gemäß § 8e verletzt 
werden, 

 3. die Betriebszeiten, 

 4. die Höchstzahl der aufzustellenden Glücksspielautomaten. 

(3) Die Bewilligung ist schriftlich zu erteilen. Sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen 
sein, wenn dies dem öffentlichen Interesse, insbesondere der Sicherung der Entrichtung der Abgaben, der 
Einhaltung der Bestimmungen über den Spielerschutz, der Geldwäschevorbeugung sowie der Aufsicht 
dient. Im Bewilligungsbescheid ist insbesondere festzusetzen: 

 1. die Dauer der Bewilligung; diese ist mit längstens 10 Jahren zu begrenzen, 

 2. die Höchstzahl der aufzustellenden Glücksspielautomaten, 

 3. die Betriebszeiten und 

 4. die Verpflichtung, diese Automaten in der Höchstzahl aufzustellen und zu betreiben. 

(4) Vor Erteilung einer Bewilligung ist die zuständige Standortgemeinde zu hören. 

(5) Die Bewilligung erlischt durch 

 1. den Ablauf der Bewilligungsdauer,  

 2. die Auflassung des Standortes oder 

 3. das Erlöschen der Ausspielbewilligung der Bewilligungsinhaberin. 

(6) Jede Auflassung eines bewilligten Standortes ist von der Bewilligungsinhaberin der Landes-
regierung vor Auflassung zu melden. Die Landesregierung hat die örtlich zuständige Straf- und Überwa-
chungsbehörde sowie die Bundesministerin oder den Bundesminister für Finanzen über die Erteilung und 
zeitgerecht vor der Erlöschung einer Standortbewilligung zu verständigen.  
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(7) Die zuständige Geschäftsleiterin oder der zuständige Geschäftsleiter hat während der Betriebs-
zeiten des Automatensalons persönlich anwesend zu sein oder für den Fall der Abwesenheit eine oder 
mehrere verantwortliche Personen zu bestellen und deren Verantwortungsbereich festzulegen. 

(8) Als verantwortliche Person gemäß Abs. 7 darf nur bestellt werden, wer 

 1. die persönlichen Voraussetzungen des § 8b Abs. 2 Z 4 erfüllt und 

 2. der Bestellung nachweislich zugestimmt hat. 

(9) Die Bestellung einer verantwortlichen Person ist der Landesregierung unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Der Anzeige sind die Nachweise über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 8 und 
über den festgelegten Verantwortungsbereich anzuschließen. Stellt die Landesregierung fest, dass die 
Voraussetzung für die Bestellung nicht oder nicht mehr vorliegen, ist die Bestellung durch Bescheid zu 
untersagen. 

§ 8g 

Einzelaufstellung 

(1) Die Einzelaufstellung ist nur in Betriebsräumlichkeiten einer Person zulässig, die eine aufrechte 
Gastgewerbeberechtigung nach § 111 Abs. 1 Gewerbeordnung 1994 hat. Die Aufstellung und der Betrieb 
von Glücksspielautomaten hat hiebei in einem gesonderten, entsprechend gekennzeichneten Raum zu 
erfolgen, zu dem Minderjährige keinen Zutritt haben dürfen. 

(2) Die Entfernung der Betriebsräumlichkeiten von Kindergärten, Schulen, Horten, Jugendheimen 
und Jugendzentren muss mehr als 200 Meter Luftlinie (gemessen von der Mitte der Ein- und Ausgänge) 
betragen. Die Bewilligungswerberin hat die Einhaltung des erforderlichen Abstands mit einem tech-
nischen Gutachten nachzuweisen. 

§ 8h 

Bewilligung von Glücksspielautomaten 

(1) Die Aufstellung und der Betrieb eines Glücksspielautomaten in Automatensalons oder in Be-
triebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung bedarf einer Bewilligung der Landesregierung. Die Adresse 
des Automatensalons, bei Einzelaufstellung die Adresse der Betriebsräumlichkeiten sowie der Name der 
Vertragspartnerin oder des Vertragspartners, sind dem Antrag auf Bewilligung beizulegen. 

(2) Die Bewilligung zur Aufstellung eines Glücksspielautomaten einschließlich seiner Spielpro-
gramme und der Spielinhalte ist zu erteilen, wenn 

 1. ein Gutachten eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen oder eine 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum akkreditierten Organisation zur Zertifizierung von Glücksspielpro-
dukten vorgelegt und gemäß § 2 Abs. 3 GSpG nachgewiesen wird, dass der Glücksspielautomat, 
die elektronische Anbindung sowie jedes einzelne Spielprogramm und jeder Spielinhalt den im 
§ 8l geregelten Voraussetzungen entspricht, 

 2. der Glücksspielautomat mit einer Geräte-, Erzeuger- oder Seriennummer ausgestattet und der 
Glücksspielautomat gemäß § 2 Abs. 3 GSpG eindeutig zu identifizieren ist, 

 3. die für die Bewilligungswerberin festgelegte höchst zulässige Anzahl von Glücksspielautomaten 
nicht überschritten wird, 

 4. die im Bewilligungsbescheid für den Automatensalon, in dem der Glücksspielapparat betrieben 
und aufgestellt wird, höchst zulässige Anzahl nicht überschritten wird, 

 5. bei Einzelaufstellung die höchstzulässige Anzahl von drei Glücksspielautomaten in den Betriebs-
räumlichkeiten einer Vertragspartnerin oder eines Vertragspartners nicht überschritten wird, 

 6. sich die Bewilligungswerberin verpflichtet, die technischen Voraussetzungen zur elektronischen 
Anbindung an das Datenrechenzentrum der Bundesrechenzentrum GmbH gemäß § 2 Abs. 3 
GSpG zu erfüllen und 

 7. die Entfernung des Standortes des Automatensalons oder der Betriebsräumlichkeiten bei Einzel-
aufstellung von Kindergärten, Schulen, Horten, Jugendheimen und Jugendzentren mehr als 
200 Meter Luftlinie (gemessen von der Mitte der Ein- und Ausgänge) beträgt. Die Bewilligungs-
werberin hat die Einhaltung des erforderlichen Abstands mit einem technischen Gutachten nach-
zuweisen. 
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(3) Zur Sicherstellung der für die Bewilligung von Glücksspielautomaten erforderlichen Voraus-
setzungen kann diese auch mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Bewilligungsdauer darf 
10 Jahre nicht übersteigen. 

(4) Eine Abschrift jedes Bewilligungsbescheids ist von der Landesregierung der örtlich zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion dieser, sowie gemäß § 5 
Abs. 7 Z 5 GSpG der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen zu übermitteln. 

(5) Der Zeitpunkt der Aufstellung und der erstmaligen Inbetriebnahme jedes bewilligten Glücks-
spielautomaten ist von der Bewilligungsinhaberin der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, im 
Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion dieser, sowie der Bundesministerin oder dem Bundesmi-
nister für Finanzen zeitgerecht vor der Inbetriebnahme zu melden. 

§ 8i 

Änderung und Erlöschen der Bewilligung von Glückspielautomaten 

(1) Jede Änderung oder Erweiterung der Spielprogramme ist der Landesregierung unter Erfüllung 
der Kriterien des § 8h Abs. 2 Z 1 vor Inbetriebnahme anzuzeigen und bedarf einer Bewilligung durch die 
Landesregierung; diese Anzeige ist nicht erforderlich, wenn lediglich ein in der Bewilligung angeführtes 
Spielprogramm gegen ein anderes in der Bewilligung angeführtes Spielprogramm ausgewechselt wird. 

(2) Die Bewilligung erlischt durch 

 1. den Ablauf der Bewilligungsdauer oder 

 2. die Entfernung des Glücksspielautomaten oder 

 3. das Erlöschen der Standortbewilligung bei Automatensalons oder 

 4. die Schließung der Betriebsräumlichkeit bei Einzelaufstellung oder 

 5. das Erlöschen der Ausspielbewilligung der Bewilligungsinhaberin oder 

 6. durch die Entziehung der Ausspielbewilligung gemäß § 8c Abs. 1 Z 3. 

(3) Die Bewilligungsinhaberin hat jede Entfernung eines bewilligten Glücksspielautomaten von sei-
nem Standort der Landesregierung vor der Entfernung bekanntzugeben. 

(4) Die Landesregierung hat jede Änderung oder jedes Erlöschen der Bewilligung von Glückspiel-
automaten der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich einer Bundespolizei-
direktion dieser, sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen unverzüglich nach 
der Bekanntgabe bekanntzugeben. 

§ 8j 

Besuch eines Automatensalons 

(1) Der Besuch eines Automatensalons ist nur volljährigen Personen gestattet, die ihre Volljährigkeit 
durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises nachgewiesen haben, der den Anforderungen § 40 
Abs. 1 des Bankwesengesetzes entspricht. Die Geschäftsleitung eines Automatensalons hat die Identität 
der Besucherin oder des Besuchers und die Daten des amtlichen Lichtbildausweises, mit dem diese Iden-
tität nachgewiesen wurde, festzuhalten und diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 
Ein entsprechendes Zutrittssystem ist einzurichten, welches auch eine Kontrolle der Spielzeiten ermög-
licht. 

(2) Kindern und Jugendlichen ist der Aufenthalt in einem Automatensalon verboten. Auf dieses Ver-
bot ist im Eingangsbereich zu diesen Räumlichkeiten durch einen entsprechenden Anschlag hinzuweisen. 

(3) Die Geschäftsleitung eines Automatensalons kann Personen ohne Angabe von Gründen vom Be-
such des Automatensalons ausschließen. Die Geschäftsleitung hat ihre Mitarbeiter in Zusammenarbeit mit 
zumindest einer Spielerschutzeinrichtung im Umgang mit Spielsucht wiederkehrend alle drei Jahre zu 
schulen. 

(4) Entsteht bei einer Spielerin oder einem Spieler die begründete Annahme, dass Häufigkeit und In-
tensität ihrer oder seiner Teilnahme am Spiel für den Zeitraum, in welchem sie oder er mit dieser Intensi-
tät und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum gefährden, hat die Geschäftsleitung wie folgt vorzuge-
hen: 

 1. Es sind Auskünfte bei einer unabhängigen Einrichtung einzuholen, die Bonitätsauskünfte erteilt. 

 a) Wird durch diese Auskünfte die begründete Annahme, dass die fortgesetzte und veränderte 
Teilnahme am Spiel das konkrete Existenzminimum dieser Spielerin oder dieses Spielers ge-
fährdet, bestätigt, hat die Bewilligungsinhaberin durch besonders geschulte Mitarbeiterinnen 
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oder Mitarbeiter mit der Spielerin oder dem Spieler ein Beratungsgespräch zu führen, in wel-
chem die Spielerin oder der Spieler auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen 
Gefährdung des Existenzminimums hingewiesen wird und sind der Spielerin oder dem Spieler 
Informationen über Beratungseinrichtungen anzubieten. 

 b) Nimmt die Spielerin oder der Spieler trotz dieses Beratungsgesprächs unverändert häufig und 
intensiv am Spiel teil oder verweigert sie oder er dieses Beratungsgespräch, ist die Geschäfts-
leitung verpflichtet, ihr oder ihm den Besuch dieses sowie sämtlicher von der Bewilligungsin-
haberin betriebenen Automatensalons oder Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung dau-
ernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der Besuche einzuschränken. 

 2. Ist die Einholung unabhängiger Bonitätsauskünfte nicht möglich oder sind diese nicht aussage-
kräftig, so hat die Geschäftsleitung 

 a) durch besonders geschulte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter mit der Spielerin oder dem Spie-
ler ein Beratungsgespräch zu führen, in welchem die Spielerin oder der Spieler auf die Gefah-
ren der Spielteilnahme und der möglichen Gefährdung des Existenzminimums hingewiesen 
wird und sind der Spielerin oder dem Spieler Informationen über Beratungseinrichtungen an-
zubieten. 

 b) Im Anschluss daran ist die Spielerin oder der Spieler zu befragen, ob ihre oder seine Einkom-
mens- und Vermögenssituation derart ist, dass durch ihre oder seine Teilnahme am Spiel ihr 
oder sein konkretes Existenzminimum gefährdet ist. 

 c) Wird durch das Beratungsgespräch und die Befragung der Spielerin oder des Spielers über 
eine allfällige Gefährdung ihres oder seines Existenzminimums die begründete Annahme be-
stätigt, dass die fortgesetzte und nach Häufigkeit und Intensität unveränderte Teilnahme am 
Spiel ihr oder sein konkretes Existenzminimum gefährden würde, oder verweigert die Spieler-
in oder der Spieler das Beratungsgespräch oder die Auskunft, ob eine Gefährdung ihres oder 
seines Existenzminimums vorliegt, ist die Geschäftsleitung verpflichtet, ihr oder ihm den Be-
such des Automatensalons oder der Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung dauernd  
oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der Besuche einzuschränken. 

(5) Eine über die Einholung der unabhängigen Bonitätsauskünfte, das Beratungsgespräch oder die 
Befragung der Spielerin oder des Spielers hinausgehende Überprüfungs- und Nachforschungspflicht der 
Geschäftsleitung besteht nicht. 

(6) Verletzt die Geschäftsleitung ihre vorgeschriebenen Pflichten und beeinträchtigt die Spielerin 
oder der Spieler durch die deshalb unveränderte Teilnahme am Spiel ihr oder sein konkretes Existenzmi-
nimum, haftet die Bewilligungsinhaberin für die dadurch während der unveränderten Teilnahme am Spiel 
eintretenden Verluste. Die Haftung ist der Höhe nach mit der Differenz zwischen dem nach Verlusten das 
Existenzminimum unterschreitenden Nettoeinkommen der Spielerin oder des Spielers unter Berücksichti-
gung seines liquidierbaren Vermögens einerseits und dem Existenzminimum andererseits abschließend 
beschränkt; höchstens beträgt der Ersatz das konkrete Existenzminimum. 

(7) Die Haftung ist innerhalb von drei Jahren nach dem jeweiligen Verlust gerichtlich geltend zu 
machen. Die Haftung der Bewilligungsinhaberin besteht nicht, sofern die Spielerin oder der Spieler bei 
ihrer oder seiner Befragung nicht offensichtlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder wenn 
ihr bei der Erfüllung ihrer Pflichten nur leichte Fahrlässigkeit vorwerfbar ist. 

(8) Den Besucherinnen oder den Besuchern eines Automatensalons ist das Mitführen technischer 
Hilfsmittel, die geeignet sind, sich oder anderen einen Spielvorteil zu verschaffen, nicht gestattet. 

(9) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, dass eine Person technische Hilfsmittel im Sinne 
des Abs. 8 mit sich führt, so hat die Geschäftsleitung diese vom Besuch des Automatensalons auszu-
schließen. 

§ 8k 

Maßnahmen bei Einzelaufstellung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin hat durch ein Identifikationssystem sicher zu stellen, dass an den 
Glücksspielautomaten in Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung nur volljährige Personen spielen, 
die ihre Volljährigkeit durch einen amtlichen Lichtbildausweis nachgewiesen haben. Dieses System muss 
auch eine zeitliche Begrenzung der Spielzeiten an den Glücksspielautomaten ermöglichen. Die Glücks-
spielautomaten dürfen nur in Räumlichkeiten aufgestellt werden, zu denen Kinder und Jugendliche keinen 
Zutritt haben. Auf dieses Zutrittsverbot ist im Eingangsbereich zu diesen Räumlichkeiten durch einen 
entsprechenden Anschlag hinzuweisen. 
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(2) Die Bewilligungsinhaberin oder deren Vertragspartnerin oder Vertragspartner haben für jede 
Spielerin und jeden Spieler eine laufend nummerierte Spielerkarte zur Einhaltung der höchstzulässigen 
Tagesspieldauer auszustellen, auf der der Name der Bewilligungsinhaberin sowie Name, Geburtsdatum 
und Lichtbild der Spielerin oder des Spielers sowie das (Erst-) Ausstellungsdatum angebracht sind; dabei 
ist sicherzustellen, dass pro Spielerin oder Spieler nur jeweils eine Spielerkarte ausgestellt ist, oder, wenn 
mehrere Spielerkarten für eine Spielerin oder einen Spieler ausgestellt wurden, jeweils nur eine Spieler-
karte für eine Spielerin oder einen Spieler gültig ist, und nur diese Spielerkarte zur Teilnahme am Spiel 
berechtigt; die Dauer der bereits absolvierten Spielteilnahmen muss bei Ausstellung einer neuen Spieler-
karte für eine Spielerin oder einen Spieler auf diese Spielerkarte übertragen werden. 

(3) Entsteht bei einer Spielerin oder einem Spieler die begründete Annahme, dass Häufigkeit und In-
tensität ihrer oder seiner Teilnahme am Spiel für den Zeitraum, in welchem sie oder er mit dieser Intensi-
tät und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum gefährden, hat die Vertragspartnerin oder der Vertrags-
partner der Bewilligungsinhaberin dies zu melden. Die Bestimmungen des § 8j Abs. 4 bis 7 gelten sinn-
gemäß. 

(4) Der Spielerin oder dem Spieler ist das Mitführen technischer Hilfsmittel, die geeignet sind, sich 
oder anderen einen Spielvorteil zu verschaffen, nicht gestattet. 

(5) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, dass eine Person technische Hilfsmittel im Sinne 
des Abs. 4 mit sich führt, so hat die Bewilligungsinhaberin oder deren Vertragspartnerin oder Vertrags-
partner diese Person vom Spiel an den aufgestellten Glücksspielautomaten auszuschließen. 

§ 8l 

Spielverlauf und Spielprogramme 

(1) Die Bewilligungsinhaberin hat für einen Spielerschutz orientierten Spielverlauf Sorge zu tragen. 
Ein Spielerschutz orientierter Spielverlauf besteht bei Aufstellung in Automatensalons, wenn 

 1. die vermögenswerte Leistung der Spielerinnen oder Spieler höchstens 10 Euro pro Spiel beträgt; 

 2. die in Aussicht gestellten vermögenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geldwer-
ten Leistungen) 10 000 Euro pro Spiel nicht überschreiten; 

 3. jedes Spiel zumindest eine Sekunde dauert und von den Spielerinnen oder Spielern gesondert 
ausgelöst wird; 

 4. keine parallel laufenden Spiele auf einem Glücksspielautomaten spielbar sind, wobei aber Ein- 
sätze auf mehreren Gewinnlinien des Spieles erlaubt sind, wenn die vermögenswerte Leistung 
pro Spiel weder den Höchsteinsatz nach Z 1 übersteigt, noch der erzielbare Höchstgewinn nach 
Z 2 überschritten wird; 

 5. eine Einsatz- oder Gewinnsteigerung oder Vervielfachung über den Höchsteinsatz nach Z 1 oder 
Höchstgewinn nach Z 2 mit vor oder nach dem Spiel oder während des Spieles durchgeführter 
Begleitspiele nicht möglich ist; 

 6. keine Jackpots ausgespielt werden; 

 7. nach zwei Stunden ununterbrochener Spieldauer einer Spielerin oder eines Spielers der Glücks-
spielautomat nach zeitgerechter Ankündigung auf dem Display für mindestens fünf Minuten ab-
schaltet, sodass keine neuen Spiele mehr gestartet werden können (Abkühlungsphase - während 
dieser Zeit dürfen weder Einsätze angenommen noch Gewinne erzielt werden, die Auszahlung 
eines Spielguthabens ist davon jedoch nicht betroffen) und 

 8. der Aufenthalt im Automatensalon nur höchstens für drei Stunden innerhalb von 24 Stunden 
erlaubt ist (höchstzulässige Tagesspieldauer). 

(2) Ein am Spielerschutz orientierter Spielverlauf besteht bei Einzelaufstellung von bis zu drei 
Glücksspielautomaten in den Betriebsräumlichkeiten einer Vertragspartnerin oder eines Vertragspartners, 
wenn 

 1. die vermögenswerte Leistung der Spielerinnen oder Spieler höchstens 1 Euro pro Spiel beträgt; 

 2. die in Aussicht gestellten vermögenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geldwer-
ten Leistungen) 1 000 Euro pro Spiel nicht überschreiten; 

 3. jedes Spiel zumindest 2 Sekunden dauert und von den Spielerinnen oder Spielern gesondert aus-
gelöst wird; 

 4. keine parallel laufenden Spiele auf einem Glücksspielautomaten spielbar sind, wobei aber Ein- 
sätze auf mehreren Gewinnlinien des Spieles erlaubt sind, wenn die vermögenswerte Leistung 
pro Spiel weder den Höchsteinsatz nach Z 1 übersteigt, noch der erzielbare Höchstgewinn nach 
Z 2 überschritten wird; 
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 5. eine Einsatz- oder Gewinnsteigerung oder Vervielfachung über den Höchsteinsatz nach Z 1 oder 
Höchstgewinn nach Z 2 mit vor oder nach dem Spiel oder während des Spieles durchgeführter 
Begleitspiele nicht möglich ist; 

 6. keine Jackpots ausgespielt werden und 

 7. das Spielen auf Glücksspielautomaten nur höchstens für 1,5 Stunden je Spielerin oder Spieler 
innerhalb von 24 Stunden möglich ist (höchstzulässige Tagesspieldauer). 

(3) Die mathematisch ermittelte Gewinnausschüttungsquote des jeweiligen Spielprogramms bei der 
gewählten Einsatzgröße ist am Glücksspielautomaten anzuzeigen, wobei diese ausgehend von einer un-
endlichen Serie und Einzelspielen in Automatensalons in einer Bandbreite von 85 % bis 95 %, bei Einzel-
aufstellung in einer Bandbreite von 82 % bis 92 % liegen muss und nur nach vorheriger Bekanntgabe an 
die Landesregierung geändert werden darf. Werden der Spielerin oder dem Spieler in einem Spielpro-
gramm verschiedene Gewinnchancen zur Auswahl angeboten, so darf keine dieser Gewinnchancen für 
sich alleine betrachtet, ausgehend von einer unendlichen Serie und Einzelspielen, bei Aufstellung in Au-
tomatensalons über 95 %, bei Einzelaufstellung über 92 % liegen. 

(4) Spielinhalte mit aggressiven, gewalttätigen, kriminellen, rassistischen oder pornografischen Dar-
stellungen sind verboten. 

(5) Die Bewilligungsinhaberin hat sicherzustellen, dass jeder Spieler jederzeit in eine deutsche Fas-
sung der Spielbeschreibungen aller Spiele der Glücksspielautomaten Einsicht nehmen kann. 

§ 8m 

Maßnahmen zur Geldwäschevorbeugung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin, die Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter und die Vertragspart-
nerinnen und Vertragspartner haben jeder Tätigkeit und jeder Transaktion besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen und schriftlich festzuhalten, deren Art ihres Erachtens besonders nahe liegt, dass sie mit Geldwä-
scherei oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnte. Ergibt sich der Verdacht oder der be-
rechtigte Grund zur Annahme, 

 1. dass eine Transaktion einer Besucherin oder eines Besuchers in einem Automatensalon oder den 
Betriebsräumlichkeiten der Vertragspartnerin oder des Vertragspartners der Geldwäscherei dient, 
oder 

 2. dass die Besucherin oder der Besucher des Automatensalons oder der Betriebsräumlichkeiten mit 
Einzelaufstellung einer terroristischen Vereinigung gemäß § 278b Strafgesetzbuch angehört oder 
eine Transaktion der Besucherin oder des Besuchers im Automatensalon oder den Betriebsräum-
lichkeiten der Terrorismusfinanzierung gemäß § 278d Strafgesetzbuch dient, so hat die Bewilli-
gungsinhaberin oder seine Vertragspartnerin oder sein Vertragspartner unverzüglich die Geldwä-
schemeldestelle (§ 4 Bundeskriminalamtgesetz) in Kenntnis zu setzen. In diesen Fällen dürfen 
laufende Transaktionen bis zur Entscheidung der Behörde nicht abgewickelt werden. § 41 Abs. 1 
vorletzter Satz und Abs. 3, 4 und 7 Bankwesengesetz sind auf die Bewilligungsinhaberin nach 
Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG für Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. 

(2) Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass die Besucherin oder der 
Besucher eines Automatensalons oder einer Betriebsräumlichkeit mit Einzelaufstellung nicht auf eigene 
Rechnung handelt, so hat die Geschäftsleiterin oder der Geschäftsleiter oder die Vertragspartnerin oder 
der Vertragspartner die Besucherin oder den Besucher aufzufordern, die Identität des Treugebers mit dem 
gemäß § 40 Abs. 2 Bankwesengesetz erforderlichen Mitteln nachzuweisen. Wird dieser Aufforderung 
nicht nachgekommen oder ist der Identitätsnachweis ungenügend, so ist der Besuch des Automatensalons 
bzw. das Spiel an den Glücksspielautomaten in den Betriebsräumlichkeiten zu untersagen und die Geld-
wäschemeldestelle in Kenntnis zu setzen. 

(3) Ergibt sich bei der für die Überprüfung zuständigen Behörde der Verdacht oder der berechtigte 
Grund zur Annahme, dass eine Transaktion der Geldwäscherei oder der Terrorismusfinanzierung dient, so 
hat sie die Geldwäschemeldestelle hievon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

(4) Die Bewilligungsinhaberin hat zur Vorbeugung und Verhinderung von Transaktionen, die mit 
Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen, § 41 Abs. 4 Bankwesengesetz nach 
Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG für Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. Die Geld-
wäschemeldestelle hat der Bewilligungsinhaberin Zugang zu aktuellen Informationen über Methoden der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte zu verschaffen, an denen sich 
verdächtige Transaktionen erkennen lassen. 
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§ 8n 

Pflichten der Bewilligungsinhaberin 

(1) Sämtliche Glückspielautomaten sind von der Bewilligungsinhaberin verpflichtend gemäß § 2 
Abs. 3 GSpG an das Datenrechenzentrum der Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Die 
Abrechnung ist von der Bewilligungsinhaberin über einen Zentralcomputer vernetzt durchzuführen. 

(2) Die Bewilligungsinhaberin hat sicherzustellen, dass 

 1. keine anderen Glückspiele in Automatensalons oder in Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstel-
lung als solche der Bewilligungsinhaberin angeboten werden, 

 2. Glücksspielautomaten keine anderen Funktionseigenschaften haben als jene, die in einem am 
Aufstellungsort aufliegenden technischen Handbuch angegeben und beschrieben sind. 

(3) Gegen Datenverlust bei Stromausfall und gegen äußere elektromagnetische, elektrostatische oder 
durch Radiowellen hervorgerufene Einflüsse hat die Bewilligungsinhaberin eine entsprechende Sicherung 
zu installieren. 

(5) Die Bewilligungsinhaberin hat Rahmenspielbedingungen aufzulegen und im Internet zu veröf-
fentlichen. Auf Nachfrage hat sie diese an den Standorten den Spielerinnen und Spielern kostenfrei aus-
zuhändigen. 

(6) Die Bewilligungsinhaberin hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen über 
Spenden an einzelne Spendenempfänger von mehr als 10 000 Euro im Kalenderjahr bis zum 15. März des 
Folgejahres jährlich zu berichten. 

§ 8o 

Spielgeheimnis 

(1) Die Bewilligungsinhaberin, Geschäftsleiterinnen, Geschäftsleiter, Beschäftigte sowie Vertrags-
partnerinnen und Vertragspartner haben über die Spielerinnen und Spieler und deren Teilnahme am Spiel 
(Gewinn oder Verlust) Verschwiegenheit zu bewahren (Spielgeheimnis). Werden Organen von Behörden 
bei ihrer dienstlichen Tätigkeit Tatsachen bekannt, die dem Spielgeheimnis unterliegen, so haben sie das 
Spielgeheimnis als Amtsgeheimnis zu wahren, von dem sie nur in den Fällen des Abs. 2 entbunden wer-
den dürfen. 

(2) Die Verpflichtung zur Wahrung des Spielgeheimnisses besteht nicht 

 1. in Verfahren vor Zivilgerichten und in Zusammenhang mit einem Strafverfahren gemäß der 
Strafprozessordnung; 

 2. gegenüber Verlassenschaftsabhandlungs- und Pflegschaftsgerichten; 

 3. gegenüber Abgaben- und Finanzstrafbehörden für Zwecke von Abgabenverfahren und verwal-
tungsbehördlichen Finanzstrafverfahren; 

 4. wenn die Spielerin oder der Spieler der Offenbarung des Geheimnisses ausdrücklich zustimmt; 

 5. in den Fällen des § 8m; 

 6. in Fällen des § 8s; 

 7. in Ermittlungs- und Verwaltungsverfahren nach diesem Landesgesetz. 

§ 8p 

Besuchs- und Spielordnung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin hat für jeden von ihr betriebenen Automatensalon eine Besuchs- und 
Spielordnung festzusetzen und diese in geeigneter Weise durch Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu 
bringen. Die Besuchs- und Spielordnung hat insbesondere zu enthalten: 

 1. die näheren Spielregeln und Spielbedingungen für die im Bewilligungsbescheid zugelassenen 
Glücksspiele sowie die Mindest- und Höchsteinsätze; 

 2. die Bedingungen für den Eintritt in den Automatensalon; 

 3. die Spielzeiten und 

 4. falls ein gesonderter Eintrittspreis verlangt wird, den Preis der Eintrittskarten. 

(2) Die Bewilligungsinhaberin hat für Glücksspielautomaten, die in Betriebsräumlichkeiten einer 
Vertragspartnerin oder eines Vertragspartners aufgestellt sind, eine Spielordnung zu erlassen, für die die 
Bestimmungen des Abs. 1 Z 1 sinngemäß gelten. 
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(3) Die Besuchs- und Spielordnung ist vor Anschlag im Automatensalon sowie der Betriebsräum-
lichkeit der Vertragspartnerin oder des Vertragspartners der Landesregierung bekanntzugeben und darf 
die Vorschriften dieses Landesgesetzes nicht verletzen. 

§ 8q 

Behörden 

(1) Behörden im Sinne des III. Abschnitts sind 

 1. die Landesregierung für die Verfahren nach §§ 8b, 8c, 8f, 8h, 8i 

 2. die Bezirksverwaltungsbehörde, in Städten mit eigenem Statut die Bundespolizeidirektion, für 
alle sonstigen Verfahren. 

(2) Gegen Bescheide der Bezirksverwaltungsbehörde oder Bundespolizeidirektion kann Berufung an 
den Unabhängigen Verwaltungssenat erhoben werden. 

(3) Der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen kommt in allen Verfahren nach 
diesem Abschnitt Parteistellung zu. Alle Behörden haben mit der Bundesministerin oder dem Bundesmi-
nister für Finanzen in Aufsichtsangelegenheiten verpflichtend zusammenzuarbeiten. 

§ 8r 

Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei der Vollziehung 

(1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben unbeschadet der Bestimmungen des § 22 
an der Vollziehung der § 8c Abs. 3, §§ 8s und 25 mitzuwirken durch 

 1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen und 

 2. Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind. 

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben den nach diesem Abschnitt zuständigen 
Behörden und Organen über deren Ersuchen zur Sicherung der Vollziehung dieses Abschnitts im Rahmen 
ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereichs Hilfe zu leisten. 

§ 8s 

Überprüfung 

(1) Die Organe der Behörde, die von ihr beigezogenen Sachverständigen und die Organe des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes sind berechtigt, jederzeit und unangekündigt die Einhaltung der Bestimmungen 
des III. Abschnitts zu überprüfen und so zu diesem Zweck Automatensalons, Betriebsräumlichkeiten mit 
Einzelaufstellung oder jene Räumlichkeiten, in denen ein begründeter Verdacht für die Ausübung einer 
Tätigkeit, die diesem Abschnitt unterliegt, zu betreten. 

(2) Den Organen der Behörde und den von ihr beigezogenen Sachverständigen sind die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen und auf Verlangen die Bewilligungsbescheide und sonstigen Aufzeichnungen 
vorzulegen. 

(3) Die Überprüfungsbefugnis schließt die Überprüfung der Glücksspielautomaten und der verwen-
deten Spielprogramme sowie einzelner Spielprogrammteile außerhalb des Aufstellortes mit ein. Zu die-
sem Zweck ist den überprüfenden Organen die Durchführung von Spielen ohne Entgelt zu ermöglichen 
sowie die Glücksspielautomaten zu öffnen und die Datenträger (Platinen, Festplatten, etc.) der Spielpro-
gramme auszuhändigen. 

(4) Die im Abs. 1 genannten Personen haben bei der Wahrnehmung ihres Überprüfungs- und Anwei-
sungsrechtes einen ihre Organeigenschaft bestätigenden Ausweis mit sich zu führen und diesen auf Ver-
langen vorzuweisen. 

(5) Zur Durchsetzung der Zutritts- und Überprüfungsrechte dürfen erforderlichenfalls Maßnahmen 
der unmittelbaren verwaltungsbehördlichen Befehls- und Zwangsgewalt, einschließlich der Anwendung 
körperlichen Zwangs, gesetzt werden. Die Organe haben sich dabei der jeweils gelindesten noch zum Ziel 
führenden Maßnahme zu bedienen.“ 

11. In § 12 Abs. 1 wird nach dem Wort „Veranstaltungen“ ein Beistrich und die Wortfolge „unbeschadet 
der Bestimmungen des III. Abschnitts,“ eingefügt. 

12. In § 15 Abs. 1 entfallen die Absatzbezeichnung „(1)“ sowie die Abs. 2 und 3. 

13. In § 15 Z 3 und 4 wird das Wort „Spielapparaten“ durch das Wort „Geschicklichkeitsautomaten“ 
ersetzt. 
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14. In § 15 Z 3 wird die Wortfolge „Hauptschulen und Polytechnischen Lehrgängen, mittleren und höhe-
ren Schulen, vergleichbaren Privatschulen oder Jugendzentren“ durch die Wortfolge „Kindergärten, Schu-
len, Horten, Jugendheimen sowie Jugendzentren“ ersetzt. 

15. In § 15 Z 5 wird das Wort „Spielapparaten“ durch das Wort „Spielautomaten“ ersetzt und es entfallen 
die Wortfolge „oder von Geldspielapparaten“ und der letzte Satz. 

16. In § 17 Abs. 3 werden die Wörter „Spielapparate“ und „Apparates“ jeweils durch das Wort „Spielau-
tomaten“  ersetzt. 

17. In der Überschrift des § 21 wird das Wort „Spielapparaten“ durch das Wort „Spielautomaten“ ersetzt. 

18. In § 21 Abs. 1 werden die Wörter „Spielapparaten“ und „Spielapparate“ jeweils durch das Wort 
„Spielautomaten“ und das Zitat „§ 15 Abs. 1 Z 3 bis 5“ durch die Wortfolge „§ 15 Z 3 bis 5 oder die 
Bestimmungen des III. Abschnitts“ ersetzt und es wird nach dem Wort „Gefahr“ die Wortfolge „der Be-
treiberin oder“ eingefügt. 

19. In § 21 Abs. 2 werden die Wörter „Apparaten“, „Apparate“, „Spielapparaten“ und „Spielapparate“ 
jeweils durch das Wort „Spielautomaten“ ersetzt und es wird vor den Wortfolgen „der Eigentümer“ und 
„den Eigentümer“ die Wortfolge „die Eigentümerin oder“ sowie vor dem Wort „sein“ die Wortfolge „ihr 
oder“ eingefügt. 

20. In § 21 Abs. 3 wird vor der Wortfolge „der Eigentümer“ die Wortfolge „die Eigentümerin oder“ und 
vor dem Wort „er“ die Wortfolge „sie oder“ eingefügt und das Wort „Spielapparate“ durch das Wort 
„Spielautomaten“ ersetzt. 

21. In § 22 wird das Zitat „§ 25 Abs. 1 Z 17“ durch das Zitat „§ 25 Abs. 1 Z 30“ ersetzt. 

22. In § 23 Abs. 1 und 2 wird nach dem Wort „ist“ jeweils die Wortfolge „unbeschadet der Bestimmungen 
des III. Abschnitts“ eingefügt. 

23. § 25 lautet: 

„§ 25 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 1. gemäß § 3 Z 1 bis 6 bewilligungspflichtige Veranstaltungen ohne Bewilligung durchführt oder 
gegen die vorgeschriebenen Auflagen verstößt, 

 2. anmeldepflichtige Veranstaltungen ohne rechtzeitige Anmeldung (§ 10 Abs. 1) oder vor Wirk-
samkeit der Anmeldung (§ 10 Abs. 10) durchführt, oder gegen die gemäß § 10 Abs. 4 bis 6 vor-
geschriebenen Auflagen verstößt, 

 3. es unterläßt für eine vollständige Erfüllung der Aufgaben des Ordnerdienstes zu sorgen (§ 10 
Abs. 7), 

 4. eine gemäß § 11 Z 1 und 5 untersagte Veranstaltung abhält, 

 5. Veranstaltungen in einer nicht genehmigten Veranstaltungsstätte durchführt oder gegen gemäß 
§ 13 vorgeschriebene Auflagen verstößt, 

 6. als Veranstalterin oder Veranstalter oder verantwortliche Beauftragte oder verantwortlicher Be-
auftragter bei der Veranstaltung nicht anwesend ist oder nicht dafür Sorge trägt, dass eine ver-
lässliche und für die Veranstaltung verantwortliche Person während der ganzen Dauer der Veran-
staltung anwesend ist, 

 7. den Bewilligungsbescheid oder die Anmeldebestätigung nicht während der Dauer der Veran-
staltung in Urschrift zur jederzeitigen Einsicht durch die Überwachungsorgane bereithält, 

 8. den Bewilligungsbescheid für Veranstaltungen im Umherziehen nicht vor Beginn der Veran-
staltung der Gemeinde des Veranstaltungsortes und der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, 
im Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion dieser, zur Einsichtnahme vorlegt, 

 9. am Ort der Aufstellung von Glücksspielautomaten den Bewilligungsbescheid oder dessen Kopie 
den überprüfenden Organen auf Verlangen nicht vorweist oder gegen die Mitwirkungs- und Dul-
dungspflichten des § 8s verstößt,  

 10. nach § 15 Z 1 und 2 und § 16 verbotene Veranstaltungen durchführt, 
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 11. Geschicklichkeitsautomaten innerhalb des im § 15 Z 3 festgelegten Bereichs von 150 m aufstellt 
sowie betreibt oder wer mehr als drei Geschicklichkeitsautomaten je Veranstaltungsstätte auf-
stellt sowie betreibt (§ 15 Z 4), 

 12. einen verbotenen Spielautomaten (§ 15 Z 5) aufstellt sowie betreibt oder als Verfügungsberech-
tigte oder Verfügungsberechtigter über den Aufstellungsort die Aufstellung sowie den Betrieb 
verbotener Spielautomaten duldet oder einer Person einen verbotenen Spielautomaten zur Auf-
stellung sowie zum Betrieb im Land Burgenland überlässt, auch wenn der Ort der Übergabe au-
ßerhalb des Landes Burgenland gelegen ist, 

 13. im Zusammenhang mit dem Betrieb von Geschicklichkeitsautomaten Gewinne ausbezahlt, 

 14. Geschicklichkeitsautomaten ohne Anmeldung aufstellt sowie betreibt, 

 15. Automatensalons ohne Bewilligung betreibt, 

 16. Glücksspielautomaten ohne Bewilligung aufstellt, betreibt oder zugänglich macht, 

 17. als Vertragspartnerin oder Vertragspartner der Bewilligungsinhaberin zulässt, dass Glücksspiel-
automaten ohne Bewilligung aufgestellt, betrieben oder zugänglich gemacht werden, 

 18. gegen Bewilligungsauflagen des III. Abschnitts nach diesem Landesgesetz verstößt, 

 19. in einem Automatensalon oder in Betriebsräumlichkeiten mit Einzelaufstellung technische Hilfs-
mittel bereithält, mit sich führt oder einsetzt, die geeignet sind, sich selbst oder anderen einen 
Spielvorteil zu verschaffen oder den Spielablauf zu beeinflussen, 

 20. als Geschäftsleiterin oder Geschäftsleiter oder als verantwortliche Person eines Automatensalons 
die Pflichten nach diesem Landesgesetz verletzt, 

 21. als Vertragspartnerin oder Vertragspartner der Bewilligungsinhaberin die Pflichten nach diesem 
Landesgesetz verletzt, 

 22. minderjährigen Personen den Zugang zu einem Automatensalon oder zu Betriebsräumlichkeiten 
mit Einzelaufstellung oder die Spielteilnahme an Glücksspielautomaten ermöglicht, 

 23. den behördlichen Organen die Überprüfungen im Sinne des § 20 nicht ermöglicht, 

 24. die Pflichten der Geldwäschevorbeugung verletzt, 

 25. den mit der Überwachung betrauten Organen sowie den zugezogenen Sachverständigen den Zu-
tritt zu den Veranstaltungsstätten, Automatensalons oder Betriebsräumlichkeiten mit Einzelauf-
stellung verweigert, 

 26. als Veranstalterin oder Veranstalter den mit der Überwachung betrauten Organen nicht die erfor-
derliche Zahl geeigneter Sitzplätze zur Verfügung stellt (§ 17 Abs. 6), 

 27. entgegen der behördlichen Anordnung gemäß § 19 keinen ärztlichen Präsenzdienst bzw. Feuer-
wehr-Bereitschaftsdienst für die Dauer der Veranstaltung einrichtet, 

 28. die Anordnungen der mit der Überwachung betrauten Behörde oder der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes nicht befolgt, 

 29. Gegenstände der in § 10 Abs. 7 Z 3 erwähnten Art in Veranstaltungsstätten einbringt (§ 10 Abs. 9), 

 30. als Veranstalterin oder Veranstalter von pferdesportlichen Veranstaltungen nach den näheren Be-
stimmungen des § 25a Pferde, die in einem österreichischen Zuchtbuch eingetragen sind oder 
sonst ihren Ursprung in Österreich haben, gegenüber Pferden, die in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum in einem Zuchtbuch eingetragen sind oder sonst dort ihren Ursprung ha-
ben, bevorzugt behandelt oder eine solche Behandlung zuläßt. 

(2) Übertretungen nach Abs. 1 und 3 sind, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän-
digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, von der Bezirksverwaltungsbehörde 

 1. in den Fällen der Z 2 bis 9 und 25 bis 30 mit Geldstrafe bis zu 1 450 Euro, 

 2. in den Fällen der Z 1 und 10 mit Geldstrafe bis zu 3 600 Euro, 

 3. in den Fällen der Z 11 und 12 mit Geldstrafe bis zu 14 500 Euro, 

 4. in den Fällen der Z 13 bis 24 mit Geldstrafe bis zu 22 000 Euro oder im Fall der Uneinbringlich-
keit mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, 

zu bestrafen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Im Wiederholungsfall oder bei Vorliegen sonstiger erschwerender Umstände können Gegen-
stände, die zur Begehung einer Verwaltungsübertretung verwendet wurden, nach Maßgabe des § 17 VStG 
für verfallen erklärt werden. Beim gesetzwidrigen Betrieb von Spielautomaten unterliegt auch der darin 
befindliche Inhalt dem Verfall. 
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(5) Glücksspielautomaten und alle an solche Automaten angeschlossenen Geräte, Spielprogramme 
oder sonstige technische Hilfsmittel, die entgegen diesem Landesgesetz aufgestellt, betrieben oder ver-
wendet werden, können von der Behörde unabhängig von einer Bestrafung gemäß Abs. 2 samt ihrem 
Inhalt als verfallen erklärt werden.“ 

24. In § 25a Abs. 1 und 2 wird das Zitat „§ 25 Abs. 1 Z 17“ jeweils durch das Zitat „§ 25 Abs. 1 Z 30“ 
ersetzt. 

25. Dem § 26 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt: 

„(5) Die im Gesetz in der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 2/2012 vorgesehenen Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit der elektronischen Anbindung an die Bundesrechenzentrum GmbH bestehen erst, 
wenn seitens der Bundesrechenzentrum GmbH eine Anbindung tatsächlich möglich ist. 

(6) Das Gesetz LGBl. Nr. 2/2012 wurde einem Informationsverfahren im Sinne der Richtlinie 
98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der In-
formationsgesellschaft, ABl. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S. 37, in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998, ABl. Nr. L 217 vom 05.08.1998 S. 18, unter-
zogen (Notifikationsnummer 2011/303/A).“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 
 
 

3. Gesetz vom 17. November 2011, mit dem das Burgenländische Jugendschutzgesetz 2002 
geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Jugendschutzgesetz 2002 - Bgld. JSG 2002, LGBl. Nr. 54, in der Fassung des 
Gesetzes LGBl. Nr. 4/2007, wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Abs. 1 wird die Wortfolge „ , Branntweinschenken, Wettbüros oder Glücksspielhallen“ durch die 
Wortfolge „Wettbüros oder Glücksspielhallen“ ersetzt. 

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Jungen Menschen ist der Zutritt zu Räumlichkeiten, in denen Glücksspielautomaten im Rahmen 
der Einzelaufstellung aufgestellt sind, verboten. Personen, in deren Räumlichkeiten Glücksspielautomaten 
im Rahmen der Einzelaufstellung betrieben werden, sind verpflichtet, zu gewährleisten, dass junge Men-
schen keinen Zutritt zu diesen Räumlichkeiten haben, und in diesem Sinne durch ein Identifikationssys-
tem sicher zu stellen, dass junge Menschen diese Räumlichkeiten nicht betreten können.“ 

3. Dem § 11 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von Abs. 1 und 2 ist der Erwerb und Besitz der genannten Substanzen nicht verbo-
ten, wenn der Erwerb oder Besitz Folge eines Testkaufes ist, der durch eine Einrichtung veranlasst wurde, 
die von der Behörde zur Durchführung solcher Testkäufe ermächtigt worden ist.“ 

4. Dem § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Die Änderung des § 9 Abs. 1 und die Anfügungen der § 9 Abs. 3 und § 11 Abs. 4 in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 3/2012 treten mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 

 Steier Nießl 
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